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Die Dresdner Ordonnanzen.

Wir sind in der letzten Zeit von unsern Negierungen mit so reichen Gaben
überschüttet worden, daß uns eigentlich nichts mehr, was von daher kommt, in
Erstaunen setzen sollte. Und doch ist daS neueste Geschenk der sächsischen Regierung
an ihr Volk von der Art, daß eö auch das Phlegma außer Fassnng setzen kauu,
denn „so ctwaö ist in der That uoch uicht dagewesen!"

Die Regierung löst die Kammern ans, weil sie mit den Geldbewillnngen knau¬
sern. Gut, sie war dazu der Form nach, anch selbst materiell in ihrem Recht,
denn die Opposition bestand auö zwei verschiedenen Parteien, die keineswegs ge¬
sonnen waren, sich in einer gemeinsamen, positiven Absicht zn verbinden, und
deren keine stark genng war, allein die Regierung zu übernehmen. Gegen eine
neue Appellation an das Volk war also nichts einzuwenden.

Aber die Regierung, die bereits in Betreff der Grundrechte ihre eigne Ver¬
gangenheit Lügen gestraft, in Betreff der Wiederherstellung des Bundestags der
öffentlichen Meinung den Fehdehandschuh hingeworfen hatte, benutzt diese Gelegen¬
heit, mu sich ein sür allemal eines unbequemen Wahlgesetzes zu entledigen. Sie
erklärt, das zwischen der Regierung und dem Landtag vereinbarte Wahlgesetz sei
nnr ein provisorisches gewesen, nnr ans Probe gegeben, und da eö sich uicht
bewährt habe, hebe sie eö ans; und beruft sich dabei aus einen Paragraphen der
Verfassung, in welchem sonderbarer Weise der Negieruug gerade verboten wird,
ans eigne Hand an dem Wahlgesetz etwas zu ändern.

Diese Handlungsweise der sächsischen Negierung ist eigentlich viel auffallender,
als irgeud etwas, was in den letzten Jahren in Oestreich oder Prenßen geschehen
ist. Denn in diesen beiden Staaten hatte die Nevolntion gesiegt, hatte die revo¬
lutionäre Partei es zu keinem NechtSverhältniß kommen lassen, und man konnte
es daher der Negierung uicht verargen, wenn sie ihrerseits, sobald sie die Gewalt
in die Hände bekam, ohne viel NechtSbedenken nach ihrem Interesse verfuhr.
Selbst sür die eigenmächtige Abänderung des vctroyirtcn Wahlgesetzes vom 5. De¬
cember konnte man bei gutem Willen einiges sagen, deun eö war wenigstens zwei¬
felhaft, ob die Verfassnng vom 5. December auf eine rechtsgültige Weise zn
Stande gekommen war.
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Bei uns in Sachsen ist eö aber anders. Wir haben keine NevvlMion gehabt,
sondern die Modificationcn d^r Verfassung von 18^1 sind ans vollkommen gesetz¬
liche Weise durch die Uebereinstiunnnng sämmtlicher legislativer Factoren beschlossen
)vorden. Der Staatsstreich deS Ministeriums rüttelt also au den alten, historischen
Grnndvcsten deö Staats. Wollte die Regierung einwenden, daß jene Veränderung
der Verfassung im Jahre 1848 nnter dem Einfluß der damals herrschenden Stim¬
mung zn Stande gekommen und darum ungültig sei, so märe auf diese Weise
jede Verfassung ungültig, denn jede kommt unter dem Einfluß irgend einer Stim¬
mung zu Stande.

Das Ministerinn! hat wahrscheinlich geglaubt, durch das Zurückgehen auf den
alten Landtag von 1831 die NechiMaßigkeit ihres Verfahrens zn ergänzen. Es
hofft, weil sie das Personal des im Jahre 1858 aufgelöste». Laudtagö und seine
conservativc Richtung kennt, von demselben unterstützt zn werden. Sie wird sich
darin irren, denn gerade dieser Landtag, desseu Mandat feierlich als erloschen
erklärt war, kann am wenigsten die Veränderung eines Grundgesetzes sanctioniren,
für daö er mit seiner eignen Ehre einstehen muß. Ueberhaupt wird diesmal die
Opposition vou der eonservativen Partei ausgehen, von der Partei, welche über¬
zeugt ist, daß das materielle Gedeihen eines Staates vou seiner sittlichen Integrität,
von seineu Rechtsverhältnissen abhängt.

Der demokratischen Partei gegenüber war der Zeitpunkt der Ordonnanzen
gut gewählt. Deuu diese hat in ihrem Pessimismus so vollständig allen Halt nnd
alle Richtung verloren, und ist außerdem so eutmuthigt, daß mit Ausnahme eines
unbestimmten Mnrreuö von dieser Seite nichts geschehen wird.

Die eonservaiive Partei ist mit der Negierung vollkommen darin einig, daß
das Wahlgesetz von 1858 schlecht ist; sie hätte ihr gern die Hand dazu geboten,
es auf gesetzlichem Wege zu verbessern. Weuu die Negieruug die beiden
letzten Kammern als Grnnd anführt, daß ans gesetzlichem Wege keine Verbesserung
der Verfassung in conservativem Sinn zn erreichen war, so vergißt sie dabei, daß
die letzte Kammer bereits um 59 Procent conservativer war, als die erste, und daß
eine neue Wahl noch viel eonservativer ausgefallen wäre, theils, weil die Abnei¬
gung gegen alles revolutionäre Wesen im Steigen ist, theils weil diejenige Frage,
die den Aosel der Zwietracht ins eonservaiive Lager warf — die Frage über
daö Maibüttduiß — durch die letzten Ereignisse an Bedeutung wenigstens unend¬
lich verloren hat.

Die Regierung konnte also auf ganz gesetzlichem Wege das Ziel erreichen,
welches sie nun dnrch ihre Ungeduld verscherzen wird. Denn selbst wenn sich wider
Erwarten die in dem Landtag vou 1858 versammelten Individuen dazn ver-
stehu sollten, den Reehtsboten ebenso anfzngebcn wie das Ministerium, so ist da¬
mit daö Nechtsbewnßtsein deS Volks, welches in Sachsen, trotz aller demokra¬
tischen Wühlereien, größer war als in irgend einem deutschen Staat, ans immer
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gebrochen, und das Land geht bei einer neuen Krisis einer unheilvollen Zu¬
kunft entgegcu. .

Weun aber der Landtag, wie eö seine Pflicht ist, sich für iucompetcnt er¬
klärt, irgend welche legislative Fuuction auszuüben — was gedenkt die Regierung
daun eigentlich zn thun?— Die Eventualität mußte sie sich doch vor Angen stelle».

Daß ein Unrecht das andere nach sich zieht, liegt in der Statur der Sache.
Mit der Ordonnanz über die Aufhebung des Wahlgesetzes vom 15. November
1848 gleichzeitig siud drei andere erschienen: ein neneS Preßgesetz, ein Gesetz
über das Vereins- nnd VcrsammlungSrecht, und eine Erklärung über die Wieder-
eiuführuug der Todesstrafe, von denen wenigstens das erste der klaren Bestim¬
mungen der Verfassung widerspricht, und außerdem der Polizei eine so willkühr-
liche Gewalt in die Hände gibt, daß sie iu diesem Umfang gar nicht einmal
durchzuführen ist. H. 1 sagt nämlich: die Polizeibehörden haben Zeitschriften
und audere Preßerzengnisse, welche Ucbertretuugeu der Strafgesetze . . . euthalteu,
überall, wo sie dieselben vorfinden, wegzunehmen nnd .... dein Staatsanwalt
zu übergebeu. H. 2. Die Krcisdirectionen werden ermächtigt, daö weitere Er¬
scheinen von Zeitschriften, welche zweimal zu der §. 1 erwähnten Maßregel
Veranlassung gegeben haben (also noch ehe das Gericht die Ansicht der Polizei
sanetionirt, ja selbst wenn es dieselbe wieder aufgehoben hat), bei wiederholten
Ucbertretuttgen der gedachten Art zu verbieten. H. -4. Necurse gegen die in tz> 1
vorgeschriebene Maßregel haben, keiue Suspensivkraft. Gegeu die nach H. 2 von
den Kreiödireetioneu ausgehenden Auorduungeu ist nur eiu Necurs mit Suspeu¬
sivkraft an das Ministerium des Innern zulässig. (Also nicht an die Gerichte.) —
Mit diesen Bestimmungen ist die Presse wieder in den Zustand der vollständigsten
Rechtlosigkeit zurückversetzt. —

Wir gehören nicht zu den Politikern von permaueuter sittlicher Entrüstnng, die
bei jedem Unwetter in die Posaune stoßen uud den Untergang der Welt verkün¬
digen, auch nicht zu den Pessimisten, die über jede neue Verkehrtheit iu eiuen
bittern Jubel auöbrecheu, weil nun das Maß der Sünde endlich voll nnd der Tag
der Rache gekommeil sein müsse. — Wir wolle» selbst daö gedrückte Gefühl, dessen
sich Niemand erwehren kann, wenn sein Fahrzeug von berauschten Fuhrleuten an
deu Naud ciueS Abgrundes getrieben wird, für den Augenblick zurückdrängen, um
nach dem Zusammenhang dieser im Einzelnen ganz unbegreiflichen Maßregeln zu
forschen.

Die Ordonnanzen sind, wie die ministeriellen Blätter offen erklären, ebenso
gegen die kleindeutsche Partei gerichtet, als gegen die Demokraten. Es ist zu
erwarten, daß diese Maßregel nicht vereinzelt bleibt. Zunächst in Stuttgart und
Kassel werden ähnliche Schritte folgen — in München und Hannover dürfte es
kaum nöthig sein — dann wird der restanrirte Bundestag in Frankfurt in eiuem
gemeinsamen System vorschreiteu.
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Die Partei muß sich jetzt klar machen, auf welchem Boden sie eigentlich steht.
Ans Preußen kann sie sich nicht stützen. Wir theilen zwar nicht die von den

Demokraten verbreitete Ansicht, daß die Kabinette im Stilleil vollkommen einig
sind, und die Ostentalion ihrer Uneinigkeit nur darnm treiben, um das Volk zn
betrugen. Wir siud vielmehr der Ueberzeugung, daß es Preußen mit seinem
Zorn gegeu Oestreich uud die Königreiche, daß cS Oestreich und den Königreichen
mit ihrem Zorn gegen Preußen bittrer Ernst ist. Thronreden, wie der König von
Würtemberg, hält man nicht, wenn der innere Groll nicht überkocht.

Aber Preußen ist in der eignen Lage, von zwei sich absolut widersprechenden
Wünschen bestimmt zu werden. Es möchte gern über die in seinen Rayon fallen¬
den Kleinstaaten eine uugetheilte Hegemonie ausüben, ja es fühlt die innere
Nothwendigkeit, dahin zu streben, uud es weiß, daß es dazu nur durch eine Ver¬
bindung mit der kleiudeutscheuparlamentarischen Partei gelangen kann; es möchte
aber andererseits auch gern das Princip der Neuernng mit der Wnrzel ausrotten,
uud es fühlt, daß das wirksamste Mittel dazu die Herstellung dcö Bundestags ist.
Es steht — 8lms emnpcuÄison — wie Buridan's Esel zwischen zwei Henbündeln
und weiß nicht, zu welchem es sich entschließen soll. Es möchte die kleindeutsche,
parlamentarische Partei gegen die Renitenz der Königreiche und den Uebermuth
Oestreichs benutzen, aber bei jeder Maßregel der Regierungen gegen die klein-
deutsche Partei wird eö im Herzen ans Seite der Regierungen stehen und bei
der vorherrschend reactionären Richtung der Zeit sich nicht erwehren können, auch
factisch auf diese Seite zu trete».

ES ist also voraus zu seheu, daß Prenßen, wenn es auch iu Frankfurt mit
den entschiedensten Unionö-Tendenzen eintreten sollte — im Fall nämlich in War¬
schau noch nicht eine wesentliche Umkehr seiner Politik vorbereitet ist — daß es
dnrch die natürliche Entwickelung der Verhältnisse dahin getrieben wird, mehr
und mehr auf die Jdeeu seiner Gegner einzugehen. Zuerst werden die gemein¬
samen Maßregeln gegen die Revolution getroffen werden, dann wird eö sich über¬
zeugen lassen, daß die parlamentarische Form seiner Union seiuen eignen Zwecken
widerspricht, dann, daß der Umfang derselben für die vollständige AnSübnng seiner
Hegemonie zn groß ist, dann wird man ihm Concessionen machen in Beziehung
auf die ihm zunächst liegenden Kleinstaaten, wofür es wahrscheinlich in Beziehung
auf Baden und Oldenburg Coueessioueu macheu wird, uud dann wird, selbst
wenn der Nest der Union Zusammenhalt, der eigentliche Knotenpunkt der Negie-
rungöpolitik uach Frankfurt fallen.

WaS soll uuter diese» Umständen die Partei thnn? — Das Programm von
Gotha, wodnrch die Partei sich verpflichtet, Prenßen in seiner kleindentsche»Po¬
litik zn unterstützen, reicht mir auf so lauge aus, als Prenßen diese Politik hat.
Unmöglich können wir Prenßen zwingen, die Hegemonie in Deutschland zu
erriugeu. Ultra possv rwmo oblig^tur.
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Es ist schon etwas gewonnen, wenn wir nns klar machen, was wir nicht
thun sollen. — Wir sollen uns nicht mit der Demokratie verbinden. Unsere Partei
hat sich im vorigen Jahr durch ein zu eugeö Bündnist mit den preußischen Alt-
conservativen sehr geschadet, eö wäre ein Unglück, wenn sie jetzt nach der andern
Seite hin fehlen sollte. Wir stehen jetzt mit den Demokraten zusammen in der
Opposition, aber nur haben nicht dasselbe Ziel, nicht dieselben Principien. Wir
wollen die Kräftigung Oestreichs und PrenßcnS, der beiden Pole des deutschen
Lebens, und ihre Trennung von einander; wir wollen die Abhängigkeit der Klein¬
staaten von Preußen und damit ihreu Anschluß an ein reales politisches System.
Die Demokraten wollen die Schwächung Oestreichs uud PrenßcnS, die Unab¬
hängigkeit der Kleinstaaten, die politische Einheit des gesammten Bundesgebiets.
DaS sind doch wohl verschiedene Zwecke.

In Beziehung auf die deutsche Frage haben wir also nichts Anderes zn thu»,
als für unsere Ansicht Propaganda zu machen, auf allcu deu Wegen, die uns
das Gesetz freistellt: in der Presse, in Vereinen, in den Kammern.

Auch iu Beziehung auf deu Umfang der Freiheiten weichen wir von den
Demokraten ab. Wir wollen nicht die breiteste Grundlage, sondern eine Beschrän¬
kung der politischen Rechte auf diejenigen Kreise, die ein selbstständiges Lebeil
haben; wir wollen nicht den Fortschritt durch Sprünge, durch Emcuten oder durch
Octroyirung, sondern den Fortschritt durch Reform, die uur auf dem Wege des
Vertrags zwischen den gesetzlich constttuirtcn Gewalten zu erreichen ist; wir wollen
nicht die Aufhebung der socialen nud bürgerlichen Unterschiede, sonder» die Herr¬
schaft des Rechts über alle Unterschiede.

Wir haben daher iu den einzelnen Staaten — nur in diesen wird es uuö
für die nächste Zeit vergönnt sein, eine unmittelbare Wirksamkeit auszuüben —
jeden neuen Nechtöbrnch, von welcher Seite er ausgehen mag, zn verhindern,
nnd die vollführten Nechtsbrüche, wie die Dresdner Ordonnanzen, wieder aufzu¬
heben. Gehen iu dieser Bestrebung die Demokraten mit uns, so möge von unserer
Seite wenigstens jeder Schein vermieden werden, als wollten wir uns zum Dank
für ihre weitereu Zwecke solidarisch verbindlich machen.

Diejenigen Negiernugen aber, die das Princip des Rechts einfach fallen
lassen, wenn es ihnen nnbeqnem wird, mögen sich daran erinnern, daß die Ver-
cmtworlnng, die wir von ihnen fordern werden, ebenso erust ist, als wenn sie cö
mit der revolutionären Partei zu thun hätten.--

Ich füge an dieser Stelle noch einige Bemerkungen hinzu, die bedrohte Lage
der Presse betreffend. Die preußische Regierung scheiut ciu System der Cantio-
neu einführen zn wollen. Ob der Staat das Recht hat, von der periodischen
Presse eine derartige Garantie zu fordern, vorausgesetzt, daß sie auf dem
verfassungsmäßigen Wege festgestellt wird, uud ob eiue solche Maß¬
regel zweckmäßig ist, will ich hier nicht untersuchen. — Dagegen hat die Kreuz-



40K

zeitung eine andere vorgeschlagen: die Herausgabe einer Zeitung nur gegen eine
Concession von Seite» der Negierung oder nur dann zu erlauben, wenn sich ein
Dcputirter als Redacteur zeichnet. Was das Blatt für den Angenblick damit
will — wo die ganze demokratischePartei sich von der Kammer ausgeschlossen
hat — ist leicht zu übersehen; dagegen verdienen die allgemeinen Gnuide, weil
sie ans einem weit verbreiteten Vornrtheil beruhen, eine nähere Erwägung.

Es heißt nämlich, sowohl die Deputaten als die Presse sollen mir insoweit
berechtigt sein, als sie Vertreter einer bestimmten, factischen Partei find.

Ich halte vielmehr dafür, daß jeder Deputate, der nur als Vertreter einer
Partei eintritt, den wahren Beruf eines Volksvertreters versehlt. Von der Presse
gilt das noch in viel höherm Grade. — Freilich wird jeder Abgeordnete, wird
jedes Blatt, sich über jede politische Frage eine bestimmte Meinung gebildet haben
müssen und insofern einer Partei angehören. Aber das völlige Anfgehen in eine
Partei — die doch immer nur nach einem ganz speciellen Gesichtspunkt constitnirt
ist, zeigt einen krankhaften Znstand der öffentlichen Verhältnisse an. — Sie bringt
im Parlament dasjenige hervor, waö man mit Recht am constitntionellen Leben
tadelt, waS aber keineswegs nothwendig dazu gehört: Tyrannei der Majorität
über die Minorität. In der Presse unterdrückt sie jede freie Forschung und jede
eigenthümliche Anschauung nnd gibt die geistige Fortbildung der Nation in die
Hände der Massen. Partciblatter, die nichts sind als das, thun nichts zur För¬
derung der Cultur und wirken schädlich, weil sie die Einseitigkeit firiren.

Wir kommen ans diesen Punkt in Beziehung ans unser eignes Blatt noch
einmal zurück.

Ka rl Gutzkow.

Vor- uud N a ch m ä r z l i ch e s ^).

In dieser kleinen Sammlung ist Einiges erfreulich. Gntzkow hat die An¬
sprache, die er im März 1858 an die Berliner gehalten hat, wieder abdrucken
lasseir: ein sehr anertenncnswerther Muth, da ihm jene Nede, die entschieden
demokratisch gehalten ist, jetzt nnr zum Schaden gereichen kann. So ist eö aber
recht; man soll seine Vergangenheit nicht verläugnen; man soll sich eines Rausches
nicht schämen, der trotz seiner Thorheiren manches Schöne hatte, nicht schämen
eines Augenblicks erhöhter Stimmnng in der grenzenlosen Nüchternheit, die unsere
Seelen jetzt wieder befangen halt. — Ebenso erfreulich ist der Schlnßaufsatz, in
welchem er sehr ernst der Blasirtheit entgegentritt, die, weil sie selber erschöpft ist,
auch in der Welt nichts sieht als abgelebte Greise. Wir freuen uns, daß Gntzkow
so viel Jugend bewahrt hat, um den Kampf für die Freiheit fortzusetzen.

Vermischte Schriften. Bd. 4. Leipzig, BvockhauS.
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